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Richtig ist, dass die Löhne in den letz-
ten Jahren tatsächlich unter Druck ge-
raten sind und dass sich deshalb die be-
reinigte Lohnquote, also der Anteil der
Arbeitnehmerentgelte am Volkseinkom-
men unter Berücksichtigung der Ver-
schiebung in der Struktur der Erwerbs-
tätigkeit (Anteil der Arbeitnehmer bzw.
der Selbständigen an den Erwerbstäti-
gen) in der Zeit seit 1980 recht deutlich
verringert hat. Abbildung 1 zeigt die Ent-
wicklung seit 1970. Man sieht, dass die
bereinigte Lohnquote seit 2000 von Jahr
zu Jahr sank, nachdem sie in den ers-
ten neun Jahren seit der Vereinigung et-
wa konstant geblieben war. Schon in den
achtziger Jahren des letzten Jahrhun-
derts war sie spürbar rückläufig gewe-
sen, und die letzte mehrjährige Phase mit
einem spürbaren kontinuierlichen Anstieg
(1970 bis 1974) liegt schon mehr als drei
Jahrzehnte zurück. 
Das liegt vermutlich an den Kräften der
Globalisierung, die Deutschland mit ei-
ner immer heftiger werdenden Niedrig-
lohnkonkurrenz bedrängen. Der Fall des
Eisernen Vorhangs hat in der gesamten
westlichen Welt einen massiven Lohn-
druck erzeugt. Besonders betroffen sind
jene Länder, die an der Grenze der ehe-
mals kommunistischen Gebiete liegen.
Das ist alles nicht überraschend ange-
sichts der Größe der neu auf den Weltar-
beitsmarkt getretenen Menschenmassen.
Nur 15% der Menschheit gehören zu den
entwickelten OECD-Ländern. In den ex-
kommunistischen Ländern leben indes-
sen 28%, und in Indien, das sich der
Marktwirtschaft ebenfalls zugewandt hat,
leben noch einmal 17%. Auf dem neuen
Weltarbeitsmarkt hat sich die Wettbe-
werbssituation der deutschen Arbeitneh-
mer massiv verschlechtert, was eine Ver-
langsamung des Lohnanstiegs erzwang.
Der seit 1970 anhaltende Trend einer über
die Konjunkturzyklen hinweg ansteigen-
den Arbeitslosigkeit konnte durch die Ver-
minderung des Lohnanstiegs in den letz-
ten Jahren etwas abgemildert und ver-
mutlich sogar unterbrochen werden. Im
Vergleich zur Arbeitslosigkeit von 4,9 Mil-
lionen Personen im Jahr 2005 kommen
manchem die 3,8 Millionen des Jahres
2007 fast schon wie Vollbeschäftigung
vor. Deutschland hat freilich immer noch
einen harten Sockel an Langzeitarbeits-
losen und ist nach wie vor unangefoch-
ten OECD-Weltmeister bei der Arbeitslo-
senquote der Geringqualifizierten.2Wenn
der derzeitige Konjunktur-Boom wieder
vorbei ist, werden die Zahlen vermutlich
wieder ansteigen.
Das Sinken der Lohnquote hat auch ein
Sinken der Staatsquote induziert. Lag die-
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Vom Arbeitsministerium wurden kürzlich Zahlen zur Reallohnentwicklung in Deutschland vorge-
legt, die zu einer umfangreichen Reaktion in den Medien führten. Die Bild-Zeitung widmete sich
dem Thema über mehrere Tage hinweg. Danach waren die realen, also preisbereinigten Nettolöh-
ne der Arbeitnehmer in Deutschland im vergangenen Jahr so niedrig wie seit 1986 nicht mehr.1
Das passt zu Berichten, dass die meisten Deutschen denken, der Aufschwung sei bei ihnen nicht
angekommen. Viele fordern Mindestlöhne, um die Ausbeutung der Arbeiter durch den Kapitalis-
mus zu verhindern. Was ist dran an diesen Aussagen?
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se Quote im Jahr 1996 bei 49,3%, so betrug sie im Jahr
2006 nur noch 45,4%. Der Grund liegt vor allem darin, dass
die Arbeitnehmerentgelte der Staatsbediensteten in der letz-
ten Zeit kaum noch gewachsen sind. Hinzu kommt, dass
die Renten und andere Sozialleistungen an den Lohn ge-
knüpft sind. Der in den letzten Jahren stark ansteigende Be-
stand an Rentnern hat sich deshalb nur wenig auf die Staats-
quote auswirken können.
So richtig das alles ist, so irreführend sind die Interpretatio-
nen der vom Arbeitsministerium veröffentlichten Zahlen durch
manche Medien. Hinter dem geringen Anstieg der Netto-
realeinkommen in den letzten 20 Jahren verbirgt sich näm-
lich vor allem ein Struktureffekt. Es sind in den letzten Jah-
ren sehr viele Teilzeitstellen und marginale Beschäftigungs-
verhältnisse (wie Minijobs und Ein-Euro-Jobs) entstanden.
Das wurde durch staatliche Förderprogramme (niedrigere
Abgabensätze bei geringfügigen Beschäftigungsverhältnis-
sen, Schaffung von Arbeitsgelegenheiten für Arbeitslose) er-
möglicht. Abbildung 2 verdeutlicht die Bedeutung dieser
neuen Beschäftigungsverhältnisse für den deutschen Ar-
beitsmarkt. 
Vor allem aber hat die Agenda 2010 zu einem Paradig-
menwechsel geführt. Die Abschaffung der Arbeitslosenhil-
fe, die Verkürzung der Fristen für den Bezug von Arbeitslo-
sengeld I und die Verbesserung der Hinzuverdienstmöglich-
keiten bei der Sozialhilfe in Form des neuen Arbeitslosen-
geldes II haben die Mindestlohnansprüche gesenkt, und
zu niedrigeren Löhnen gab es neue Jobs, die sonst nicht
entstanden wären. Das hat zwar den Durchschnitt gesenkt
und erklärt die geringe Zunahme der Nettorealeinkommen,
doch besagt es nicht, dass hier eine problematische Ent-
wicklung eingetreten wäre, die man korrigieren muss. Im-
merhin sind so ja viele neue Stellen entstanden, die es sonst
nicht gegeben hätte. Beim Durchschnitts-
lohn ist es wie bei der Kartoffelernte. Nach-
dem die großen Kartoffeln geerntet waren,
hat man uns Kinder noch einmal über das
Feld geschickt, die kleinen aufzusammeln.
Das hat die Durchschnittsgröße der geern-
teten Kartoffeln verringert, aber dennoch war
der Bauer froh, dass er auch die kleinen Kar-
toffeln hatte. 
Wie der Lohn bei Normalarbeitsverhältnis-
sen sich wirklich verändert hat, zeigen die
Abbildungen 3 und 4. Beide Abbildungen
vergleichen die in den Medien zitierte Daten-
reihe mit der Entwicklung des Einkommens
eines typischen Facharbeiters im Produzie-
renden Gewerbe im früheren Bundesgebiet,
die in dem vom Bundesarbeitsministerium
publizierten Statistikheft ebenfalls dargestellt
ist. Die unterste Kurve dieser Diagramme
zeigt das, worüber die Medien sich aufgeregt haben: Den
Anstieg der durchschnittlichen Nettorealverdienste. Von 1970
bis 2006 liegt er gerade einmal bei 17,3%. Man erkennt aber
sofort, dass die deutsche Vereinigung einen Strukturbruch
bedeutet hat. Natürlich hat die Integration der niedrigen Ost-
löhne den gesamtdeutschen Lohn relativ zum westdeut-
schen Lohn für sich genommen verringert. 
Schon der monatliche Nettoreallohn eines westdeutschen
Facharbeiters ist relativ viel stärker gestiegen. Beim Allein-
stehenden verzeichnet die Statistik ein Plus von 25% und
beim Verheirateten unter Hinzurechnung des gesetzlichen
Kindergelds eines von 53%.
Die Arbeitszeitverkürzung macht sich hier sehr stark dämp-
fend bemerkbar, denn pro Stunde gerechnet, sind die ent-
sprechenden Nettoreallöhne sogar um 48% bzw. 81%
gestiegen. Wenn Tarifverträge das Arbeiten verbieten, darf
man sich nicht wundern, dass die Lohneinkommen zurück-
bleiben.
Abbildung 3 zeigt, dass beim alleinstehenden Facharbei-
ter auch die relative Abgabenlast auf die Lohneinkom-
men in den letzten Jahrzehnten recht stark angestiegen
ist. Während der reale Bruttostundenlohn des alleinste-
henden Facharbeiters von 1970 bis 2006 um 75% zu-
nahm, stieg der reale Nettostundenlohn nur um die schon
erwähnten 48%. 
Beim verheirateten Facharbeiter sieht das allerdings ganz
anders aus. Sein realer Nettostundenlohn stieg um beacht-
liche 81%. Er lag damit sogar ein wenig über der Steige-
rung des realen Bruttostundenlohns, die 75% betrug. 
Noch schneller als die auf dem Gehaltszettel ausgewiese-
nen Verdienste sind freilich die realen Lohnkosten pro Stun-
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de gestiegen. Sie nahmen bei beiden Arbeitnehmertypen
um 87% zu. 
Die Abbildungen weisen neben den Lohnkosten nach nor-
maler Rechnung auch noch die Lohnkosten inklusive der
Mehrwertsteuer aus, die beim Arbeitgeber auf die Wert-
schöpfung der menschlichen Arbeit anfallen. Zwar ist die
Mehrwertsteuer im Außenverhältnis zu anderen Ländern ir-
relevant für die Berechnung der Lohnkosten, weil sie beim
Export erlassen wird. Doch im Innenverhältnis gehört sie zu
den Lohnkosten hinzu, weil sie die Arbeit ge-
nauso verteuert wie die Sozialabgaben.
Wenn der Handwerker dem Kunden die Ar-
beitszeit seiner Gesellen berechnet, rechnet
er die Mehrwertsteuer natürlich mit ein. Auch
die Mehrwertsteuer treibt einen Keil zwischen
das, was der Kunde bezahlt, und das, was
der Geselle erhält. In ihrer Wirkung ist sie
der Lohnsteuer des Gesellen, seinen Sozi-
alabgaben oder den Sozialabgaben des Ar-
beitgebers durchaus ähnlich. Der Anreiz, in
die Schwarzarbeit auszuweichen oder gar
nicht mehr zu arbeiten, hängt nur von der
Summe aller Abgaben ab. 
In der Bild-Zeitung und anderen Medien
wurden nicht die Entwicklungen seit 1970,
sondern während der letzten 20 Jahre be-
trachtet. Zum Vergleich führt Tabelle 1 des-
halb auch noch die entsprechenden Stei-
gerungsraten für die Zeitspanne von 20 Jah-
ren an. 
Diese Informationen relativieren die Angstru-
fe, die die Veröffentlichung des Arbeitsminis-
teriums hervorgerufen hat. Normalarbeits-
verhältnisse haben in den letzten Jahrzehn-
ten sehr wohl eine deutliche Steigerung der
realen Stundenverdienste gebracht: immer-
hin seit 1970 je nach Familienstand ein Plus
von etwa der Hälfte bis zu drei Vierteln des-
sen, was man damals verdient hat. Auch in
den letzten 20 Jahren sind im früheren Bun-
desgebiet mit Steigerungen im Bereich von
21% (ledige Facharbeiter) bis 33% (verheira-
tete Facharbeiter) ansehnliche Werte erzielt
worden. 
Und wenn in der letzten Zeit neue Jobs, die
schlechter bezahlt sind und den Durchschnitt
dämpfen, hinzutreten, sollte man das nicht
beklagen, sondern insofern begrüßen, als
diese Entwicklung doch deutlich besser ist,
als es die weitere Steigerung der deutschen
Massenarbeitslosigkeit gewesen wäre. Auch
die deutsche Vereinigung will man ja nicht missen, bloß weil
durch die rechnerische Einbeziehung der Löhne in den neu-
en Ländern die Durchschnitte gefallen sind. Im Westen wie
im Osten sind die realen Nettostundenverdienste heute viel
höher als vor 20 Jahren. 
Deutschland ist wahrlich kein Niedriglohnland, sondern trotz
aller Lohnzurückhaltung der letzten drei Jahre immer noch
ein extremes Hochlohnland. Die Lohnkosten für Industrie-
arbeiter sind nach wie vor hinter Norwegen und Dänemark




die dritthöchsten auf der ganzen Welt. Auch sind die Flucht-
reaktionen des Kapitals in die Niedriglohnländer des Os-
tens und anderswohin trotz der guten Konjunktur nicht
schwächer geworden. Noch immer investieren die Deut-
schen wesentlich mehr Kapital im Ausland als im Inland. In-
sofern sind Vorstellungen, der Lohnentwicklung durch Min-
destlöhne entgegenwirken zu wollen, abwegig. Sie würden
das Rad der Geschichte nur wieder zurückdrehen und er-
neut viele Menschen in die Arbeitslosigkeit treiben. 
Abbildung 5 zeigt das Ergebnis einer Stu-
die von Thum und Ragnitz3 zu den Jobver-
lusten durch Mindestlöhne, die bei einem
Stundenlohn von 7,50 € angesiedelt sind,
wie es einige politische Kräfte wollen. Die
Datenbasis der Autoren umfasst etwa
18 Millionen Stellen in Deutschland, die auf
die Grundgesamtheit von knapp 31 Millio-
nen privaten Stellen hochgerechnet wurde.
Man sieht, dass es viele Beschäftigungsver-
hältnisse in West- und Ostdeutschland gibt,
die geringer als mit 7,50 € je Stunde entlohnt
werden. Wird der Mindestlohn eingeführt,
dann fallen einige dieser Stellen weg, und
zwar anteilig umso mehr, je höher der er-
zwungene prozentuale Lohnanstieg ist. Ver-
wendet man, wie die Autoren es tun, die ge-
ringsten Reaktionskoeffizienten (Arbeits-
nachfrageelastizitäten), die die ökonometri-
sche Literatur gefunden hat, so kommt man
zu dem Schluss, dass in Westdeutschland
3,1% und in Ostdeutschland 6,4% der Stel-
len im privaten Sektor entfallen. Das sind in
absoluten Zahlen 800 000 im Westen und
300 000 im Osten. In der Summe entstün-
de ein Stellenverlust von 1,1 Millionen. Es ist
zu betonen, dass dies eine extrem seriöse und belastbare
Schätzung ist, die allen Regeln der Kunst genügt und an
der keiner, der es gut mit den Menschen meint, vorbeise-
hen kann. 
Das alles sollten sich die politischen Entscheidungsträger
noch einmal vor Augen führen, bevor sie mit dem Versuch
Ernst machen, das Rad der Geschichte gegenüber den
Schröderschen Reformen wieder zurückzu-
drehen. 
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Tab. 1 
Lohnsteigerungen von Facharbeitern mit Durchschnittslohn im 
Produzierenden Gewerbe im früheren Bundesgebiet im Zeitraum 







Nettolohn pro Monat  12,7  23,8
b)
Nettolohn pro Stunde  21,2  33,2
b)
Bruttolohn pro Stunde  26,8  26,8 
Lohnkosten pro Stunde




d) 32,2 32,2 
Nachrichtlich: Nettoverdienst 
(Gesamtwirtschaft)
e) 0,4 0,4 
a) Preisbereinigt mit dem Preisindex für die Lebenshaltung von Vier-
Personen-Haushalten von Arbeitern und Angestellten mit mittlerem
Einkommen im früheren Bundesgebiet (bis 1999) bzw. mit dem
Verbraucherpreisindex für Deutschland (ab 2000). – 
b) Inkl. Kinder-
geld. – 
c) Bruttolohn plus Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversiche-
rung. – 
d) Normalsatz. – 
e) Von der Bild-Zeitung zitierte Größe; Netto-
löhne und -gehälter monatlich je Arbeitnehmer in Deutschland
(2006) bzw. im früheren Bundesgebiet (1986). 
Quelle: Bundesministerium für Arbeit und Soziales; Bundesministerium 
der Finanzen, Statistisches Bundesamt; Berechnungen des ifo Instituts. 
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destlöhnen: Empirische Relevanz des Niedriglohn-
sektors, ifo Schnelldienst 60(10), 2007, S. 33–40.